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Gesamtausgabe in der Gültigkeit vom 24.10.2020 bis 22.01.2022

Stand: letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert, §§ 4a, 7a bis 7g und §§ 8a bis 8e neu
eingefügt, § 9 neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2020 (GBl. S. 937)

 
Fußnoten
 

 

* Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes in Baden-Württemberg
vom 23. Juli 2013 (GBl. S. 229)

§ 1
Zweck des Gesetzes

 (1) Zweck dieses Gesetzes ist es, im Rahmen der internationalen, europäischen und nationalen Klima-
schutzziele einen angemessenen Beitrag zum Klimaschutz durch Reduzierung der Treibhausgasemissio-
nen zu leisten und zugleich zu einer nachhaltigen Energieversorgung beizutragen.

 (2) Mit diesem Gesetz sollen Ziele zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen für Baden-Württemberg
formuliert, die Belange des Klimaschutzes konkretisiert und notwendige Umsetzungsinstrumente ge-
schaffen werden.

§ 2
Anwendungsbereich

 Soweit bundesrechtliche Vorgaben zum Klimaschutz abschließend sind, finden die Vorgaben dieses Ge-
setzes keine Anwendung. Soweit die Belange des Klimaschutzes ausdrücklich oder im Rahmen öffentli-
cher Belange bei Entscheidungen der öffentlichen Hand zu berücksichtigen sind, finden die Vorschriften
dieses Gesetzes unter Berücksichtigung der fachgesetzlichen Abwägungssystematik ergänzende An-
wendung.

§ 3
Begriffsbestimmungen

 (1) Treibhausgasemissionen im Sinne dieses Gesetzes sind Emissionen von Kohlenstoffdioxid (CO2), Me-
than (CH4), Distickstoffoxid (N2 O), Fluorkohlenwasserstoffen (H-FKW/HFC), perfluorierten Kohlenwasser-
stoffen (FKW/PFC) und Schwefelhexafluorid (SF6), die in Baden-Württemberg entstehen.

 (2) Öffentliche Hand im Sinne dieses Gesetzes sind:
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3. ein klimaneutrales Szenario für das Jahr 2050 mit Zwischenzielen für das Jahr 2030 zur zukünfti-
gen Entwicklung des Wärmebedarfs und einer flächendeckenden Darstellung der zur klimaneu-
tralen Bedarfsdeckung geplanten Versorgungsstruktur dar.

 

Hierauf aufbauend werden im kommunalen Wärmeplan mögliche Handlungsstrategien und Maßnahmen
zur Steigerung der Energieeffizienz und damit einhergehend zur Reduzierung und klimaneutralen De-
ckung des Wärmeenergiebedarfs entwickelt. Es sind mindestens fünf Maßnahmen zu benennen, mit de-
ren Umsetzung innerhalb der auf die Veröffentlichung folgenden fünf Jahre begonnen werden soll. Ein
kommunaler Wärmeplan ist Grundlage für eine Verknüpfung der energetischen Gebäudesanierung mit
einer klimaneutralen Wärmeversorgung im Rahmen der strategischen Planung der Wärmeversorgung
einer Gemeinde und bildet die Grundlage für die Umsetzung.

§ 7d
Erstellung eines kommunalen Wärmeplans

 (1) Die Stadtkreise und Großen Kreisstädte sind verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2023 einen kommu-
nalen Wärmeplan im Sinne von § 7c Absatz 2 zu erstellen. Dieser ist spätestens alle sieben Jahre nach
der jeweiligen Erstellung unter Berücksichtigung der weiteren Entwicklungen fortzuschreiben. Auch die
übrigen Gemeinden können einen kommunalen Wärmeplan im Sinne von § 7c Absatz 2 erstellen.

 (2) Die Stadtkreise und Großen Kreisstädte müssen den kommunalen Wärmeplan innerhalb von drei Mo-
naten nach Fertigstellung, spätestens bis zum 31. Dezember 2023, dem zuständigen Regierungspräsi-
dium vorlegen. Fortschreibungen nach Absatz 1 Satz 2 sind innerhalb von drei Monaten nach Fertigstel-
lung vorzulegen. Soweit kommunale Wärmepläne bereits vor dem 24. Oktober 2020 erstellt wurden und
die Anforderungen nach § 7c Absatz 2 erfüllen, sind diese bis spätestens ein Jahr nach diesem Datum
vorzulegen. Zudem sind durch die Stadtkreise und Großen Kreisstädte innerhalb von drei Monaten nach
Fertigstellung folgende sich auf das gesamte Gemeindegebiet beziehende Informationen in einer vom
Land bereitgestellten elektronischen Datenbank zu erfassen:

1. der aktuelle Jahresendenergiebedarf für die Wärmeversorgung, aufgeteilt nach Energieträgern
und Sektoren,

 

2. der für die Jahre 2030 und 2050 abgeschätzte Jahresendenergiebedarf für die Wärmeversorgung,
aufgeteilt nach Energieträgern und Sektoren, und

 

3. das nutzbare Endenergiepotenzial zur klimaneutralen Wärmeversorgung aus erneuerbaren Ener-
gien sowie Abwärme und Kraft-Wärme-Kopplung.

 

 (3) Stadtkreise und Große Kreisstädte müssen die kommunalen Wärmepläne im Internet veröffentli-
chen. Die kommunalen Wärmepläne dürfen keine personenbezogenen Daten im Sinne von Artikel 4
Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom
4.5.2016, S. 1, zuletzt ber. ABl. L 127 vom 23.5.2018, S. 2) enthalten, es sei denn die betroffenen Perso-
nen haben in die Veröffentlichung gemäß Artikel 7 der Verordnung (EU) 2016/679 eingewilligt. Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse müssen gewahrt bleiben, sofern deren Veröffentlichung nicht zugestimmt
wurde.

 (4) Die Stadtkreise und Großen Kreisstädte erhalten in den ersten vier Jahren ab dem Jahr 2020 jährlich
eine pauschale Zuweisung in Höhe von 12 000 Euro zuzüglich 19 Cent je Einwohner zur Finanzierung
der entstehenden Kosten. Ab dem Jahr 2024 erfolgt eine Zuweisung in Höhe von jährlich 3 000 Euro zu-
züglich 6 Cent je Einwohner. Für die Ermittlung der Einwohnerzahl ist das auf den 30. Juni des vorange-
gangenen Jahres fortgeschriebene Ergebnis des vom Statistischen Landesamt geführten Bevölkerungs-
standes maßgebend.

 (5) Das zuständige Regierungspräsidium prüft die Einhaltung der Vorgaben nach Absatz 1 und 2 durch
die verpflichteten Gemeinden und kann bei Verstößen Nachbesserung verlangen.

§ 7e
Datenübermittlung zur Erstellung


